
Liebe StudierendenvertreterInnen, 

hiermit laden wir euch herzlich zur nächsten Konferenz der 
Landesstudierendenvertretung  

am Sonntag, den 11.08.2013 in den Räumlichkeiten der Univeristät 
Heidelberg ein.  

Beginn ist um 12 Uhr. 

Eine Anreisebeschreibung findet ihr hier: http://www.fsk.uni-­‐
heidelberg.de/kontakt-­‐impressum.html 

 
Für die Sitzung der LAK am Sonntag schlagen wir folgende Tagesordnungspunkte 
vor: 

TOP1: Begrüßung und Formalia (Protokoll der letzten LAK befindet sich im Anhang) 

8 stimmberechtige Hochschulen 

TOP2: Bericht aus dem Präsidium 

TOP3: Rundgang der Hochschulen 

TOP4: Bericht des AK Semesterticket 

TOP5: Musikhochschulen 

TOP6: LehrerInnenbildung* 

TOP7: Master 2016* 

TOP8: Weitere Schritte von "LAK 2014"* 

TOP10: Landespersonalvertretungsgesetz* 

TOP11: Studierendenwerksgesetz* 

TOP12: Anfrage des MWK bzgl. Prüfungsordnungen usw.* 

TOP13: Termine 

TOP14: Sonstiges 

*ggf. auch als Workshop durchführbar 

 
 
 
 
 
 
 



8 stimmberechtige Hochschulen anwesend 

TOP1: Begrüßung und Formalia  

Das letzte Protokoll wird verabschiedet. 

TOP2: Bericht aus dem Präsidium 
Bericht von der LAK der Musikhochschulen, die vor den neuen Infos zur Umstellung 
der Musikhochschulen war. 

Dienstag gibt es ein Ministeriumsgespräch zum Studentenwerksgesetz bei dem 
Vertreter (sic) von verschiedenen Hochschulen (Uni HD, Uni Ulm, DHBW, HS 
Offenburg, PH LuBu) teilnehmen. Leider hat sich keine Vertreterin gemeldet. 

Termin des AK Semesterticket, Antwort des MVI (Siehe Anhang),  

Pad des Regioworkshops blieb liegen, da Patrick zurückgetreten ist, 

Landeslehrpreisvorbereitung wird als Skype-Konferenz stattfinden. 

Vorschläge zum Landespersonalvertretungsgesetz wurden von diverse Ministerien 
zum MWK weitergeleitet, die noch nicht reagiert haben, aber es wurde schon zum 
Personalvertretungsgesetz gearbeitet, allerdings wurden unsere zentralen Forderungen 
noch nicht eingebracht, da werden wir nochmal nachhacken. Antwortschreiben von 
StaMi und IM sind im Anhang. 

Mit Alex Salomon Kontakt wegen Musikhochschulen und zur Frage über die 
Landesvertretung der nicht-staatlichen Hochschulen, ob die in der LAK mitvertreten 
werden können. Freiwillig geht es. 

Fehler und kleinere Anpassungen in der Satzung der LaStuVe:  

„Mitglieder der LaStuVe sind die staatlich anerkannten Hochschulen“, d.h. private und 
kirchliche Hochschulen, was nach LHG-Definition nicht die staatlichen Hochschulen 
miteinschließt. 

Das Präambel ist noch aus der Zeit vor der Wiedereinführung der Verfassten 
Studierendenschaft 

Das Präsidium erarbeitet einen Vorschlag und sendet diesen mit der nächsten 
Einladung inkl. der Ankündigung auf der TOP über den Verteiler 

Außerdem muss die LaStuVe einen Finanzreferenten und einen 
Kassenprüfungsausschuss haben, die seit längerer Zeit nicht existiert haben. 

Gespräch zur Öffnung der Hochschule mit den Fraktionen der Grünen und der SPD, 
nur mit 3 Personen von der LAK eingeladen wurden, auf der Nachfrage, nach mehr 
Personen, wegen der unterschiedlichen Hochschularten, wurde genannt, dass 
Vertreter*innen der Jusos und Campus Grün ja auch eingeladen sind und wir uns mit 
ihnen bzgl. der Hochschularten absprechen sollen. Da wird nochmal nachgehakt und 
den Unterschied zwischen LaStuVe und HSGs deutlich gemacht. 



Schreiben der Konferenz Thüringer Studierendenschaften an die 
Kultusministerkonferenz (Siehe Anhang) angenommen. (wurde auf dem 
Bundesvernetzungstreffen der Landesstudierendenvertretungen im Juli geschrieben) 

Website wurde inhaltlich aktualisiert 

Nachfrage zur Arbeitsbelastung des Präsidiums. Diese ist für 2 Menschen sehr hoch. 
Hoffnung, dass bei den nächsten Wahlen mehr Menschen kandidieren. 

Vorschlag: Vernetzung mit den anderen Landesstudierendenvertretungen und dem fsz 
fördern in Form einer zuständigen Person, die so das Präsidium auch entlastet. Das 
Präsidium schreibt eine Mail über den Verteiler. 

Anfrage beim MWK (Hr. Hiermaier) wegen QSM-Problemen an den Unis HD und S. 

Verteilerprobleme leider noch immer ungelöst. 

Sosntige Anfragen von Studierendenschaften beantwortet. 

TOP3: Rundgang der Hochschulen 
DHBW: Urabstimmung am 1.7. 0,56 % Wahlbeteiligung, weil an einem großen 
Standort der DHBW die Studierenden im Praxissemester sind, erste Konstituierende 
Sitzung am 1. Dezember. 
Anfrage zum Thema Online-Wahl, verschiedene Versuche in anderen Bundesländern 
liefen nicht gut, andere Idee,  
Uni Heidelberg: Fachschaften resignieren, werden „unpolitisch“, wegen der QSM-
Kommission gibt es Stress mit dem Rektorat, zur Entscheidungsfindung, 
Informationsaustausch und generell der Zusammensetzung der Kommission 

StuRa-Wahlen stehen bald an, es gibt große Bemühungen um eine hohe 
Wahlbeteiligung zu bekommen 

Systemakkreditierung läuft gerade 

Zur Anwesenheitspflicht gibt es ein Gutachten von einem Datenschützer, das besagt, 
dass die Namenslisten zur Festellung der Anwesenheit nicht rechtens sind 

PH Heidelberg: Professor*innen fehlen in kleinen Fächern, aber die Hochschulleitung 
ist krank oder im Urlaub und kümmern sich deshalb nicht um die Ausschreibungen 

Uni Freiburg: 4 Wahlen (Senat, FakRat, Fachbereich, Initiativen(HSGen)) Senat: 3 
BVS, 1 Juso, Initiativen nach Adamsverfahren verteilt (10 antretende Listen auf 10 
Plätze → jede Liste einen Platz), Perspektiventreffen zum Übergang in die VS ( 
Wirtschaftsplan,  

AK Stura-Gestalten arbeitet an der Entscheidungsfindung im Studierendenrat → 
Workshop zu Wahlverfahren auf der nächsten LAK 

Uni Stuttgart: Personal wird gerade eingestellt, halbe Stelle Sekretär*in, volle Stelle 
Geschäftsführer*in 

Personalfindungskommission aus 2 StuPa-Mitgliedern und dem Vorstand, 
Umschreibung der Fachschaftsräume auf die VS 



Musikhochschule Mannheim: Motivation für studentisches Engagement ist schwierig 
zu finden, wird aber versucht zu finden, um die niedirge Wahlbeteiligung zu steigern 

HS Offenburg: Anfrage von Profs, die teure Projektoren aus QSM kaufen wollen, 
darüber wird gerade diskutiert 
Einladungen zu Ausschüssen kommen immer erst nach dem Treffen an, weil die nur 
postalisch kommen, Anstoß dass die auch als Email geschickt werden 

Beschlüsse für die QSM wurden dann bei den Mitgliedern im Senat geholt 
Anfang des Semesters kontituiert sich das StuPa 

TOP4: Bericht des AK Semesterticket 
Termin im Landtag mit der Fraktion der Grünen und den zuständigen zu Verkehr und 
grüne Abgeordnet*innen aus verschiedenen Städten und Infrastruktur wegen dem 
Landesweiten Semesterticket. 
Im Koalitionsvertrag steht landesweite Semesterticket, 
Mehrkosten soll ja von den Studierendenschaften finanziert werden, da alle 
Studierenden das Ticket mit Immatrikulation bekommt und bezahlt, wobei einzelne 
Studierendenschaften über die Teilnahme entscheiden können 

Bedenken der Grünen, wenn das viele Studierenden nicht wollen, aber der Anreiz 
steigt ja mit dem Semesterticket den Nahverkehr zu benutzen, aber die Grünen 
fürchten dann Mehrkosten durch die höhere Nutzung. 
Grünen sagen, die Studierendenschaften sollen sich eher bestimmte Strecken zwischen 
einzelnen Hochschulen rauskaufen oder ein Semesterferienticket 

→ die Grünen haben sich nichts dabei gedacht das in den Koalitionsvertrag zu 
schreiben, sind eher sehr skeptisch dem gegenüber, viel mehr als die 
Verkehrsverbünde 

Sie machen gerade Rechnungen zum Landestarif und rechnen dann auch mal wegen 
dem Semesterticket nach. 
Nächstes Treffen mit den Verkehrsverbünden am 25. Oktober. 
Die SPD hat noch nicht geantwortet auf Anfrage, die Grünen haken da mal nach. 
In NRW soll der Preis für das Semesterticket um 43% steigen. 
An der Umfrage zum Semesterticket an der PH Heidelberg haben 800 Studis 
teilgenommen, das Ergebnis ist aber 50% für und 50% gegen das Semesterticket. 

TOP5: Musikhochschulen 
Landesrechnungshof hat gesagt, dass das MWK 500 Stellen an den Musikhochschulen 
einsparen könnte und Semestergebühren für die vielen  Ausländischen Studierenden,  
Vorschlag Rasenmäher: überall gleich kürzen, 
Vorschlag vom MWK: Vollhochschulen Freiburg und Karlsruhe Profilbildung in 
Mannheim und Trossingen, Trossingen zur Akademie mit Sommer-Workshops 

Studis wurde nicht miteinbezogen beim Ausarbeiten des Konzepts, und dann zum 



Ende des Semester präsentiert. 
Landesrektorenkonferenz ist gespalten, Rektor von der Freiburger Musikhochschule 
hat schon vor Bekanntgabe des Konzepts gesagt, sie gehen gestärkt daraus vor (Weil 
Grüner Bürgermeister? SO wie der Rektor in Karlsruhe) 
Leute, die das Konzept abgestimmt haben, distanzieren sich jetzt davon, 
Solidaritätskonzert im Innenhof in Mannheim zum Unterschreiben der Petition zum 
Erhalt www.muho-mannheim.de 

Es gibt allerdings mehrere Petitionen, die sich auf einzelne Standorte beziehen 

Glascontainer zum bespielen in der Innenstadt, sogar ein Bundestagsabgeordneter der 
Grünen spielt dort bald Klavier 
Kürzungen in Zahlen: von 2500 Studienplätzen sollen 500 wegfallen. 
In Trossingen soll auch ein Studiengang der eine Korperation mit der HS Furtwangen 
ist auch restlos gestrichen werden 

Studiengebühren für nicht EU-Ausländer 
Soli-Erklärung der LaStuVe mit den Musikhochschulen wurde von allen Hochschulen 
zugestimmt, wobei es als Stimmungsbild zu werten ist, da im Umlaufverfahren keine 
Beschlüsse getroffen werden können 

Es gibt eine Äußerung einer Person aus dem MWK dass Mannheim und Trossingen 
das akzeptieren sollen sonst werden sie geschlossen. 
Dafür braucht es einen Parlamentsbeschluss, deshalb will die Ministerin die 
Musikhochschulen höchstens zu Akademien umwandeln, das kann das Ministerium 
ohne Parlamentsbeschluss. 
Die Ministerin war in Trossingen und hat sich 500 wütenden Menschen gestellt. 
Die Ministerin ist wahrscheinlich am 30. August in Mannheim zu einem Gespräch mit 
dem Rektor der Musikhochschule Mannheim. 
In Stuttgart 25.09. während der ersten Sitzung vom Landtag soll ein stummes 
Protestkonzert stattfinden. 
Schreiben der LAK an die Ministerin wegen einem Gesprächstermin wurde noch nicht 
beantwortet. 
Vorschlag dazu: Sich an den Ministerpräsidenten wenden, da wir uns sehr 
hintergangen und ignoriert fühlen. Das als offenen Brief. 
Vernetzung unter den anderen Musikhochschulen ist schwierig weil gerade wenige an 
den Hochschulen sind. Zwischen Mannheim und Trossingen gibt es intensive 
Vernetzung, die andern Hochschulen sind auch an dem Thema dran, aber werden zum 
Teil von den Hochschulleitungen angehalten nicht zu viel Pressearbeit zu machen. 
Es ist zu vermuten dass eine Ähnliche Kürzung auch bei den Pädagogischen 
Hochschulen zu erwarten ist. 
In Mannheim soll die Pop-Akademie angegliedert und verstaatlicht werden. Die Pop-
Akademie ist 2003 gegründet worden vom Staatsministerium, wurd vom 



Staatsministerium, der Stadt bis zu diesem Jahr finanziert. Die Finanzierung der Stadt 
läuft nun aus und das Land muss die Finanzierung sparen. Deshalb legt es die Pop-
Akademie mit der Musikhochschule Mannheim zusammen, und spart das Geld dafür. 
Die Lehrbeauftragten der Musikhochschulen bekommen sehr unterschiedliche 
Bezahlung, zum Teil sehr unterbezahlt. 
Das ist ein Punkt bei dem sich die Ministerin für tariflich-geregelte Bezahlung 
einsetzt. 
Die Soli-Erklärung, die im Umlaufverfahren abgestimmt wurde, steht erneut zur 
Abstimmung, da das Umlaufverfahren nicht gültig war. 
Änderungsantrag: „ermächtig“ durch „beauftragt“ ersetzen und um den Auftrag einen 
Offenen Briefes ergänzen. 
Angenommen mit 7 Ja-Stimmen und 1 Enthaltung. 

TOP6: LehrerInnenbildung 
Treffen zur Lehrer*innenbildung zwischen der Uni Heidelberg, Uni Freiburg und PH 
Heidelberg es wurde eine längere und ein kürzerer Text erstellt. 
Der kürzere Text ist eine Pressemitteilung, dass die Umstellung auf ein Bachelor-
/Mastersystem nicht von den Studierendenschaften befürwortet wird. Mit der 
Forderung offen zu bleiben für andere Strukturen. 
Redebeiträge: 
⁃ Ergänzung Zeile 4 „Kinder und Heranwachsende“, Z. 13 „Wir“ statt „Wie“ 

⁃ Vorschlag die Diskussion auf der nächsten LAK ausführlich zu führen 

⁃ die PM ist zu unkonkret, sagt nicht viel aus 

⁃ Nennen der Argumente gegen Bachelor/Master und Forderung für ein anderes 
System, klarer formuliert 

⁃ Vorschlag aus dem langen Text nochmal die Hauptaussagen zusammenfassen, dies 
als kurze PM nehmen und dann kann man auf den langen Text zurück greifen 

⁃ Auf der LAK in Ludwigsburg im WS 2012 wurde ja schon ein Positionspapier zum 
Lehramt verabschiedet, warum kann man sich nicht daran orientieren? 

⁃ Der lange Text ist bis auf den Teil zur Sonderpädagogik fertig, dort gibt es zwei 
Varianten 

⁃ Vorschlag: Zu den einzelnen Abschnitten noch mal die Forderungen unter dem 
kurzen Text aufzählen und dann als PM raus geben 

⁃ Die Positionierung von der LAK in Ludwigsburg ist als Beschlusslage für die 
LaStuVe gewesen, woraus PM erstellt werden könnten.  

⁃ Der lange Text ist eine Stellungnahme, die an die Öffentlichkeit raus geht. Eine 
kürzere PM sollte daraus noch erstellt werden. 

⁃ Zum Verfahren: 
Der lange Text soll nach Positionierung des Ministeriums angepasst und dann schnell 



raus gehen. 
Vorschlag: Mit Positionierung der LAK Ludwigsburg abgleichen und die kritischen 
Sachen insbesondere abstimmen. 
 

Anmerkungen zum ausführlichen Text: 
⁃ grundlegend ist relativ gut, 2 Nachfragen: 1. haben wir nicht Positionierung die sich 

ganz klar gegen MA/BA wendet, warum haben wir in diesem Text eine 
schwächere Formulierung? 

⁃ Papier nennt vor allem die Gründe gegen das BA/MA-System und betont vor allem 
die Gründe dagegen, trotzdem kann man sich mit dem BA/MA-System 
beschäftigen und konkret formulieren warum es schlecht ist, in Teil zu 
Polyvalenz sollte nochmal klarer formuliert werden, dass es um Kritik am 
BA/MA gibt, dann wird das ganze klarer 

⁃ insgesamt guter Text, Anmerkungen zu unterschiedlichen BA-Profilen mit 
gemeinsamem MA, bei Formulierung allerdings klarer machen, dass es nicht 
darum geht auszuschließen dass manche BA-Abschlüsse nicht zu manchen 
MA-Abschlüssen befähigen (sonst bestätigt man damit evtl. 
Zusgansbeschränkungen) 

⁃ zu Abschnitten zu Sonderpädagogik, eigentlich keine Alternativen, sondern nur 
unterschiedliche Formulierungen, der zweite ist einfach nur verständlicher, es 
fehlt noch die Frage ob man Sonderpädagogik als zweites Fach 
Sonderpädagogik anbieten soll (pro: Belastung nimmt auch an Gymnasien immer 
mehr zu, da tut Sonderpädagogische Fähigkeit der Lehrkräft Not, Contra: sehr langes 
Studium) 

⁃  
 
⁃ nebenbei wird darüber diskutiert den AK Lehramt neu zu beleben 
 

TOP7: Master 2016* - Regioworkshops 
⁃ Ben hat mit weiteren Menschen die bei Regioworkshop waren hierzu ein Pad 

vorbereitet und gibt dazu einen Text rum, siehe Anhang. 
⁃ Es geht hauptsächlich um Master-Programm-2016 und die Kritik an 

Zugangsbeschränkungen für M.A.-Studiengängen 

⁃ N.C. Ist nur als Übergangslösung zulässig, künstliche Barriere die nur 
vorübergehend erlaubt ist, allerdings wird sie immer verstärkter eingesetzt 
(Einwurf von Jörg, Artikel auf NTV) 

⁃ Anmerkungen: im großen Ganzen gut und annehmbar, einige Formulierungen sind 
missverständlich, Kritik an Formulierung „Missbrauch von Geldern“, kann 
eigentlich nur bei zweckgebundenen Geldern passieren (Anmerkungen: es 
waren ja auch zweckgebundene Gelder, dies sollte allerdings formuliert 
werden) 



⁃ das ganze soll als Rückmeldung an das MWK geschickt werden 

⁃ letzte Sätze im Teil „Welche Studienplätze brauchen wir?“ sind teilweise hart 
formuliert, klingt so als solle sich Wirtschaft komplett raushalten aus allem, das 
wiederum ist vielleicht zu krass – Anmerkungen hierzu: es gilt lediglich um die 
starke Dominanz von Nützlichkeit von externen, also vor allem um die 
Dominanz und die Kritik daran, dass es extern ist 

⁃ → letzter Satz bezieht sich ja vor allem auch auf den ganzen Absatz, und da steht 
klar drin, dass es vor allem um den Einfluss der Wirtschaft geht, dies wird 
eigentlich deutlich 

⁃ Anmerkung: eine Person hält Abschaffung von Zulassungsbeschränkungen für 
falsch und findet nicht dass alle Menschen die studieren wollen auch studieren 
sollen können, komplett ohne Zugangsbeschränkungen/Bedingungen 

⁃ früher konnte man mit begonnenem Studium 5 Jahre studieren, jetzt hat man nur 3 
Jahre Sicherheit für Studium (B.A. Geht nur 3 Jahre), wir sollten weiterhin 5 
Jahre fordern 

⁃ Masterzugangsbeschränkungen machen keinen Sinn, und Grundrecht auf freie 
Studienwahl wird dadurch eindeutig beschnitten, wir sollten uns gegen 
kompetetiven Unilandschaft wenden, Schranke von B.A. Heißt nicht nur, du 
musst befähigt sein für den M.A., sondern du brauchst auch noch die richtigen 
Noten, das richtige Profil, außerdem suchen sich viele Hochschulen Leute die 
auch schon den B.A. Bei ihnen gemacht haben 

⁃ mit DHBW-Abschluss ist es bspw. Sehr schwierig einen M.A.-Platz zu bekommen, 
trotz Engagement außerhalb (also auch Aussage, dass nicht nur N.C. Zählt 
zeigen sich in der Praxis nicht) → Hochschulen suchen sich ziemlich spezifisch 
raus welche ECTS-Punkte sie anerkennen, andere rechnen sie raus, das hat 
nicht mehr damit zu tun, dass einziges Argument für Zulassung ist, man muss 
befähigt sein, einige Hochschulen wollen eigene Absolvent*innen bevorzugen 
(klarer Nachteil von Hochschulabsolvent*innen (und eben nicht Uni) und 
externen)) 

⁃ wenn wir Masterplätze für alle fordern, dann bleiben ja auch einige offen, weil nicht 
alle B.A.-Absolvent*innen einen M.A. Machen wollen → es geht aber vor 
allem darum dass es Möglichkeiten zur freien Entfaltung gibt und zur freien 
Studienwahl, es ist nicht so, dass Hochschulen für alle ihre B.A. Studis auch 
M.A.-Plätze freihalten müssen 

⁃ Zulassungsbeschränkung sind Grundgesetzwiedrig, wir sollten uns da ganz klar 
positionieren 

Vorschlag zum Verfahren: Grundgerüst wird beschlossen, dann überarbeitet Präsidium 
formal und redaktionell und schickt es nochmal zum gegenlesen rum, bis Ende 
August, dann geht’s ans MWK 

Abstimmung zur Stellungnahme: dafür: 5, Enthaltung: 3, keine Gegenstimme 

TOP8: Weitere Schritte von "LAK 2014"* 
Satzung muss nochmal angepasst werden s.o.. Workshop (evtl. Samstag vor einer 



LAK; auf jeden Fall eigenständiger Termin) ist angedacht: Themensammlung/ 
Arbeitsaufträge: 
⁃ Einbindung der/ Schreiben an nichtstaatliche Hochschulen: Wollen diese sich von 

der Landesstudierendenvertretung mitvertreten werden 

⁃ Finanzbedarf der zukünftigen Landesstudierendenvertretung klären 

⁃ Rundlauf/ Skype-Konferenzen; Abklären, ob möglich 

⁃ Teilnehmende einladen, mobilisieren 

Einwurf: Finanzierung/ Ausstattung von konstituierendem Treffen geklärt?  
Problem: 2/3 Mehrheit ALLER vertretenen Hochschulen notwendig. 

⁃ Rundlauf evtl. rechtlich strittig → Abklären mit Salomon. Gute Vernetzung 
notwendig. 

⁃ Wie können Menschen motiviert werden zu kommen?  
⁃ Vorschlag: Skype-Schaltungen 

=> Beauftragung des Workshop zur Konzeption oben genannter Punkte. Termin folgt 
am Ende der Sitzung. 

TOP10: Landespersonalvertretungsgesetz* 
Schreiben an Grüne, SPD und MInisterrat: s. Anhang 

Antwort des Staatsministerium: s.Anhang (Weiterleitung ans Innenministerium) 
Antwort des Innenministerium: s. Anhang (Weiterleitung ans 
Wissenschaftsministerium) 
Noch keine Antwort vom Wissenschaftsministerium.  
Inoffizielle Antwort von Alex Salomon, er dankt für den Input. Noch keine offizielle 
Antwort. Von SPD keine Reaktion.  
Landespersonalvertretungsgesetzvorschlag wurde bereits überarbeiet, ohne unseren 
Vorschlag zu berücksichtigen. → Erneute Nachfrage durch das Präsidium.  
Anmerkung zu Teilpersonalversammlung, organisiert durch Personalrat. 

TOP11: Studierendenwerksgesetz* 
Position erarbeitet. Termin gesetzt. Weitere Frage zum Gesetz: keine 
Tochtergesellschaften mehr möglich. Ja, da diese nur dazu da, um  Tarifverträge 
auszuhebeln. Beispiel: Tageweise Angestellte.  
Bericht in nächster Sitzung. 

TOP12: Anfrage des MWK bzgl. Prüfungsordnungen usw.* 
Aufforderung zur Meldung von Problemfällen bzgl. Akkreditierungen über Verteiler 
an Hochschulen. → Nur vor zwei Hochschulen beantwortet → Input fehlt, also 
schwer. Vorschlag: Probleme nennen, mit Aufforderung diese an allen 
Prüfungsordnungen des gleichen Faches zu überprüfen, da ähnliche Probleme überall 



Wahrscheinlich. Präsidium wird nochmal bei Hochschulen nachfragen, und 
Problemfälle, die schon vorliegen, allgemein, also nicht auf konkrete Hochschulen 
bezogen, weiterleiten. 

TOP13: Termine 
Termin nächster LAK: 29.09.2013, Freiburg 

Termin Workshop: 28.09.2013 in Freiburg 

13. August: Treffen zum Studentenwerksgesetz mit Grüner Fraktion 

19. September: s.o. 

TOP14: Sonstiges 
Gutachten zum Masterübergang zu rechtlichen Dingen. Link geht über LAK-Verteiler. 
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